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1. Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

Vorbemerkung: Die frühzeitige Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB fand im Zeitraum vom 28.11.2022 bis einschließlich 11.01.2023 statt. Die 
Bürgerinformationsveranstaltung fand statt am 30.11.2022 von ca. 18.00 – 19.15 Uhr im Stadtschloss (Bernhard-von-Galen-Straße 10, 
48653 Coesfeld) unter Beachtung der CoronaSchutzV NRW mit Stand vom 30.11.2022 (s. Anlage 18). Anwesend waren rd. 4 Bürger:innen. 
Nach kurzer Einleitung durch Herrn Schmitz (Stadt Coesfeld – Fachbereichsleiter Planung, Bauordnung, Verkehr) wurde die städtebauliche 
Konzeption durch Herrn Schulte (SWO Stadtplanung) vorgestellt. Weitergehende Aussagen zu den vorgestellten Inhalten, zum Planverfahren, 
zum städtebaulichen Konzept und zur planungsrechtlichen Umsetzung sind dem Protokoll zur Bürgerversammlung zu entnehmen. 

In diesem Rahmen wurden folgende Hinweise, Anregungen oder Bedenken (s. Anlage 6) geäußert. 

Die von den Bürger:innen vorgebrachten Anregungen sind im Folgenden zusammengefasst. 

Nr. Stellung-
nahme 

Inhalt der Anregung Abwägung Beschlussvorschlag 

1.1 Anregung aus 
der Bürger-an-
hörung vom 
30.11.2022 

Es wird angeregt, die bereits bestehen-
den vertraglichen Regelungen zwischen 
Bauträger und Nachbarn bzgl. des 
Schallschutzwalles und Nutzung des 
Nahbereiches mit den Festsetzungen im 
Bebauungsplan beispielsweise zur Wall-
höhe und Annahmen im Schallgutachten 
abzugleichen, damit sie der privaten 
Vereinbarung nicht entgegenstehen.  
Die Markterweiterung bezieht teilweise 
die Wallflanke und die Wallzunge in die 
Planung ein. 
 

Für den südlichen Grenzbereich mit dem 
Schallschutzwall zum nächstgelegenen 
südlichen Grundstück Overhagenweg 14 
besteht zwischen den Eigentümern eine 
vertragliche Vereinbarung zum Wall und zu 
Nutzungen am und auf dem Wall. 
 
Der Flächennutzungsplan stellt zurzeit für 
den Änderungsbereich und den Wall ein 
Mischgebiet und zukünftig ein sonstiges 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Großflächiger Einzelhandel“ dar. Die alten 

Der Anregung, die vertragli-
chen Regelungen im 
Schallgutachten zu berück-
sichtigen, wird gefolgt. 

Beschlussvorschlag 1.1.1 

Der Anregung, die Festset-
zungen im Bebauungsplan 
anzupassen, wird in der 79. 
Änderung nicht gefolgt.  

Beschlussvorschlag 1.1.2 
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Es wird angeregt, die Verkehrsschal-
limmissionen vom Konrad-Adenauer-
Ring insbesondere auf den Overhagen-

und zukünftigen Darstellungen stehen der 
vertraglichen Vereinbarung nicht entgegen. 
 
Das Schallgutachten nimmt den Vorhaben- 
und Erschließungsplan als Grundlage für 
seine Berechnung. Außerdem liegen der 
Berechnung Annahmen zugrunde, die im 
Schallgutachten beschrieben werden. Die 
Annahmen wirken sich mitunter entschei-
dend auf die Ergebnisse aus. Zur Einhal-
tung der Annahmen verpflichtet sich der 
Vorhabenträger gegenüber der Stadt im 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 129 "LIDL-Dis-
countmarkt“. Weder der Vertrag noch der 
im Parallelverfahren befindliche Bebau-
ungsplan sind Gegenstand dieses Aufstel-
lungsverfahrens. Das Schallgutachten be-
legt für dieses Verfahren die Umsetzungs-
fähigkeit der Lebensmittelmarkterweiterung. 
Die getroffenen Annahmen können zudem 
eingehalten werden. 
 
Die Festsetzungen u.a. zur Wallhöhe im 
Bebauungsplan können nur in seinem Auf-
stellungsverfahren erfolgen. Der Anregung 
kann in dieser Flächennutzungsplanände-
rung nicht gefolgt werden. 
 
Aufgrund der einschlägigen Regelwerke 
wird der öffentliche Verkehrsschall vom Ge-
werbeschall getrennt berechnet und beur-
teilt, das ist ein ganz normaler Vorgang. 
Das Schallgutachten belegt, dass für den 
gewerblichen (anlagenbezogenen) Verkehr 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung, Verkehrs-
schallein-wirkungen von 
den öffentlichen Straßen 
insbesondere vom Konrad-
Adenauer-Ring auf die 



Stadt Coesfeld 
Abwägung 79. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Seite 4 von 38 

weg 14 und die umliegende Wohnbe-
bauung im Schallgutachten zu berück-
sichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

im öffentlichen Verkehrsraum keine Prü-
fung, ob organisatorische Maßnahmen eine 
Verringerung der Geräuschimmissionen be-
wirken können, erforderlich ist. 
Die Planung führt zu keiner signifikanten 
Erhöhung der Verkehrsbelastung und damit 
der Verkehrsemissionen im öffentlichen 
Verkehrsraum, sodass eine Verkehrsschall-
begutachtung unterbleibt. Die Verkehrs-
schalleinwirkungen vom Konrad-Adenauer-
Ring (B 474) wirken bereits heute auf die 
Grundstücke Overhagenweg 14, 15 und 16 
unabhängig von dieser Planung ein. Der 
Flächennutzungsplan stellt dort eine Grün-
fläche mit der Zweckbestimmung Sportan-
lage dar, die gegenüber Verkehrsschallein-
wirkungen weit weniger empfindlich als 
Wohnnutzungen ist. Der Verkehrsschall-
konflikt ist im Änderungsverfahren für das 
Grundstück Overhagenweg 14, 15 und 16 
und nicht in diesem Änderungsplanverfah-
ren zu lösen. 

Grundstücke Overhagen-
weg 14, 15 und 16 sowie 
die umliegenden Wohnnut-
zungen zu berücksichtigen, 
wird nicht gefolgt.  

Beschlussvorschlag 1.1.3 

 

1.2 ST Nr. 1.1 

vom 
09.01.2023 

Es wird angeregt, dass die Höhe von 87 
Meter über NN und die Ausmaße des 
Walls gemäß der vertraglichen Verein-
barung zur Vermeidung von Emissionen 
- Staub- Geruch- und Lärmemissionen 
dauerhaft erhalten bleiben. 

 
 

Die 79. Änderung des Flächennutzungspla-
nes stellt den Wall nicht dar. Das Schallgut-
achten belegt, dass an den relevanten Im-
missionsorten einschließlich Overhagen-
weg 14, 15 und 16 zur Nacht- und Tages-
zeit die Richtwerte eingehalten bzw. unter-
schritten werden. Der Umsetzung eines 
großflächigen Einzelhandels am Standort 

Der Anregung, die private 
Vereinbarung zu sichern, 
wird in dieser Flächennut-
zungsplan-änderung nicht 
gefolgt.  

Beschlussvorschlag 1.2.1 
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Es wird angeregt, dass die privatrechtli-
che Vereinbarung im frühzeitig offenge-
legten Schallgutachten des Sachver-
ständigenbüros Uppenkamp & Partner 
vom 30.11.1999 berücksichtigt wird. Die 
Wallhöhe, Nutzungszeiten,  und Berei-
che ohne Müllcontainer sollen eingehal-
ten werden.  
Auch soll das Schallgutachten eine zwei-
geschossige Wohnbebauung auf dem 
Grundstück Overhagenweg 14 berück-
sichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

stehen seine Schallemissionen nicht entge-
gen. 
 
Den Schallschutzwall setzt der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan Nr. 129 „LIDL-
Discountmarkt“ fest. Die Sicherung und die 
Abwägung erfolgt in seinem Aufstellungs-
verfahren, weswegen in diesem Flächen-
nutzungsplanänderungsverfahren der not-
wendige Schallschutzschirm nicht gesichert 
werden kann. 
 
Privatrechtliche Vereinbarungen sind nor-
malerweise kein Gegenstand der öffentli-
chen Bauleitplanung. Allerdings dürfen 
keine Vereinbarungen, die der Bauträger 
getroffen hat, der Umsetzung des Bauleit-
planes entgegenstehen. Wenn der Vorha-
benträger Verpflichtungen eingegangen ist, 
die der Umsetzung des Vorhaben- und Er-
schließungsplanes entgegenstehen, kann 
der Durchführungsvertrag zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 129 "LIDL-
Discountmarkt“ nicht unterzeichnet werden 
und die Planung ist so nicht umsetzbar. 
Dem ist hier aber nicht so, der vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan Nr. 129 „LIDL-Dis-
countmarkt“ in seiner aktuellen Entwurfs-
fassung, der aus dieser Flächennutzungs-
planänderung entwickelt ist, steht der pri-
vatrechtlichen Vereinbarung nicht entge-
gen. 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Coes-
feld stellt die Grundstücke Overhagenweg 
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Es wird angeregt, Blicke vom Lebensmit-
telmarkt einschließlich Stellplatzanlage 
auf das nächstgelegene südliche Grund-
stück Overhagenweg 14 zu verhindern. 
 
 
 
 
 
 
Es wird angeregt, dass sämtliche Immis-
sionsvorschriften auf dem Grundstück 
Overhagenweg 14 für ein allgemeines 
Wohngebiet angewandt werden. 
 
 

14, 15 und 16 als Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Sportanlage dar, die ge-
genüber Verkehrsschalleinwirkungen weit 
weniger empfindlich als Wohnnutzungen 
ist. Vor Ort stehen dort am Overhagenweg 
Wohnhäuser und keine Sportanlage. 
Das Schallgutachten hat die maßgeblichen 
Immissionsorte nach ihrer tatsächlichen 
Nutzung (Wohnhäuser) begutachtet. Die 
Immissionswerte für Gewerbeschall aus 
dem Änderungsbereich halten und unter-
schreiten am Overhagenweg im 1. Oberge-
schoss die Richtwerte zur Tages- und 
Nachtzeit für ein allgemeines Wohngebiet 
ein. Der in der Schallemissionsprognose 
zugrunde gelegte Schallschutzschirm si-
chert der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“. 
 
Der Flächennutzungsplan sichert den be-
grünten Wall zwischen Lebensmittelmarkt 
und seiner Parkplatzanlage nicht, sodass 
auf dieser Planebene der Anregung nicht 
gefolgt werden kann. Die notwendige De-
taildarstellung geht über die Aufgabe des 
Flächennutzungsplanes, der die Grundzüge 
der Planung steuert, hinaus. 
 
 
Die Sachverständigen für Immissionsschutz 
entscheiden nach den einschlägigen Regel-
werken, an welchen Orten welche Richt- 
und Grenzwerte einzuhalten sind.  
Mit Vorgaben für einzuhaltende Richtwerte 
für bestimmte Grundstücke ergänzend zu 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung, die Einsicht-
nahme vom Marktgelände 
auf die Grundstücke Over-
hagenweg 14, 15 und 16 
zu vermeiden, wird in die-
ser Flächennutzungsplan-
änderung nicht gefolgt.  

Beschlussvorschlag 1.2.2 

 
Der Anregung, für die 
Grundstücke Overhagen-
weg 14, 15 und 16 alle Im-
missionsvorgaben auf ein 
allgemeines Wohngebiet 



Stadt Coesfeld 
Abwägung 79. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Seite 7 von 38 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

den Regelwerken wäre ein Verstoß gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz gegeben. 
Für andere Grundstücke auch in anderen 
Verfahren müssten dann auf Antrag auch 
eigene Richtwerte vorgegeben werden, wo-
bei dazu Kriterien entwickelt werden müss-
ten. Diese Vorgehensweise ist wenig ziel-
führend. Die Sachverständigenbüros müs-
sen nach einheitlichen Vorgaben ihre Gut-
achten unabhängig erstellen, um alle Men-
schen gleich zu behandeln. Die Werte kön-
nen im Planverfahren interpretiert werden. 
Die Grundstücke Overhagenweg 14, 15 
und 16 stellt der Flächennutzungsplan als 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Sportanlage dar. Der rechtswirksame Be-
bauungsplan Nr. 70 „Overhagenweg I“ setzt 
eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Sportanlage fest. Wenn man von den tat-
sächlichen Nutzungen ausgeht, können die 
Wohnhäuser entlang dem Overhagenweg 
durchaus als Bestandteil eines Mischgebie-
tes angesehen werden. Schließlich sind 
insbesondere in Richtung Tüskenbach / 
Rekener Straße einige Gewerbebetriebe zu 
finden. Die Ableitung eines allgemeinen 
Wohngebietes für die Grundstücke Overha-
genweg 14, 15 und 16 ist fragwürdig. In-
halte von privaten Vereinbarungen bleiben 
bei der Einschätzung unberücksichtigt. 
 
Unabhängig davon ist aus der Immissions-
schallberechnung für das nächstgelegene 
südliche Grundstück Overhagenweg 14 für 
das höchste Geschoss (1. Obergeschoss) 

abzustellen, wird nicht ge-
folgt.  

Beschlussvorschlag 1.2.3 
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Es wird angeregt, etwaige Geruchsemis-
sionen durch die Planung oder Staube-
missionen vom Verkehr auf dem Kon-
rad-Adenauer-Ring zu beurteilen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen:   
- Gedächtnisprotokoll vom 04.12.2022  
- Schreiben vom 31.07.2022  
- Notariell beurkundeter Vertrag vom 
29.03.2000, Notar Dr. Alexander Thon-
eick UR-Nr. 600/2000  
- gerichtlicher Vergleich vom 12.11.2012 
Landgericht Münster Az: 011 O 70/10 

ersichtlich, dass die Richtwerte für ein all-
gemeines Wohngebiet eingehalten und un-
terschritten werden. 
 
Von Lebensmittelmärkte mit Backshop sind 
Gerüche durch den Backautomaten zu er-
warten. Umliegend sind keine starken Ge-
ruchsemittenten z. B. Tierhaltungsbetriebe 
zu finden, sodass die Geruchsvorbelastung 
gering ist. Es ist mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit davon auszugehen, dass die 
Geruchsimmissionsrichtwerte von 0,10 in 
Misch- und Wohngebieten auf den Nach-
bargrundstücken eingehalten werden. Ein 
Geruchsgutachten ist hier entbehrlich. 
 
Staubimmissionen vom Konrad-Adenauer-
Ring sind kein Gegenstand dieser Planung. 
Die zusätzlichen Verkehre durch die 
Markterweiterung sind nicht signifikant. Die 
Staubvorbelastung durch Feinstaub (PM 
10) liegt durch die Industrie flächendeckend 
bei 7,2 bis 36 kg/km² im grünen Bereich. 
Werte für Feinstäube (PM 2,5 und PM 10) 
durch den Straßenverkehr liegen für den 
Änderungsbereich und seine Umgebung 
nicht vor. 
 

 
 
 
 
Der Anregung, andere Im-
missionen insbesondere 
Geruchsimmissionen gut-
achterlich zu beurteilen, 
wird nicht gefolgt.  

Beschlussvorschlag 1.2.4 

 Anlage Schrei-
ben vom 
31.07.2022 

Es wird angeregt, geräuschintensive Ge-
räte z. B. Luftwärmetauscher zu ebener 
Erde zu positionieren und weiter weg 
von Nachbargrundstücken im Süden und 
Osten entlang dem Overhagenweg zu 
positionieren. 
 

Zum sparsamen Umgang mit Grund und 
Boden und Verringerung des Versiege-
lungsgrades sollten möglichst viele Nutzun-
gen übereinander vorgesehen werden. 
Eine ebenerdige Platzierung ist abzu-

Der Anregung, Schallemit-
tenten z. B. Luftwärmetau-
scher mit größerem Ab-
stand zur Nachbargrenze 
und oder ebenerdig zu plat-
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Es wird angeregt, den Wall in seiner 
heutigen Ausprägung vollumfänglich zu 
erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

lehnen, zumal zusätzliche hier nicht erfor-
derliche Schallschutzschirme auf dem Dach 
um die Anlage vorgesehen werden können. 
Das Schallgutachten belegt, dass trotz der 
Stellung des Luftwärmetauschers auf dem 
Dach unmittelbar angrenzend zur Wohnbe-
bauung am Overhagenweg die Richtwerte 
an den maßgeblichen Orten eingehalten 
und unterschritten werden. Die Positionie-
rung erfolgt nicht im Flächennutzungs-
planänderungsverfahren. 
 
Der Wall vermeidet die Einsichtnahme auf 
das Nachbargrundstück und dient als 
Schallschutzschirm. In der frühzeitig vorge-
legten Planung waren im Wall 9 Stellplätze 
und ein Müllcontainer vorgesehen. Mittler-
weile sind die Stellplätze entfallen und der 
Müllcontainer wurde versetzt. Der Wallfuß 
zum Konrad-Adenauer-Ring muss gleich-
wohl abgefangen werden, damit er nach 
außen zur Straße und zum Nachbargrund-
stück erhalten bleibt. Für die neue LKW-Zu-
fahrt ist eine Teilflankenabgrabung des 
Walles notwendig. Nach außen wird dies 
aber nicht sichtbar sein. 
Der Flächennutzungsplan sichert den 
Schallschutzschirm nicht, sodass auf dieser 
Planebene der Anregung nicht gefolgt wer-
den kann. Die notwendige Detaildarstellung 
geht über die Aufgabe des Flächennut-
zungsplanes, der die Grundzüge der Pla-
nung steuert, hinaus. 
 

zieren, wird in dieser Flä-
chennutzungsplan-ände-
rung nicht gefolgt. 

Beschlussvorschlag 1.2.5 

 
 
 
 
 
 
 
Der Wall kann aufgrund der 
LKW-Zulieferungsanfahrt 
nach innen nicht vollum-
fänglich erhalten bleiben, 
der Anregung wird nicht ge-
folgt. 

Beschlussvorschlag 1.2.6 
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Es wird angeregt, dass die Grünflächen 
zur Klimatisierung erhalten bleiben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird befürchtet, dass durch die Pla-
nung und Veränderung des Walls mehr 
Schall- und Staubeinwirkungen von der 
Umgehungsstraße auf umliegende 
Grundstücke einwirken. 
 
 
 
 
 
Es wird angeregt, die Luftwärmetau-
scher einzuhausen. 
 
 
 
 
 
 
 

Der Wall bleibt bis auf die Rücknahme für 
die LKW-Anlieferung unangetastet. Die An-
passungen ergeben sich nur zum Plange-
biet. Auf dem nächstgelegenen südlichen 
Grundstück Overhagenweg 14 als auch 
zum Konrad-Adenauer-Ring sind der teil-
weise Rückbau des Walles und die Abstüt-
zung durch Stützwände nicht wahrnehm-
bar. Da nun 9 Stellplätze entfallen, bleiben 
größere Grünflächen auf dem Wall als ur-
sprünglich geplant erhalten. Die Grünflä-
chen auf dem Wall können somit fast un-
vermindert ihre Kleinklimafunktion insbe-
sondere gegenüber den Nachbargrundstü-
cken erfüllen. 
 
Der Wall wird nur zum Markt zurückgenom-
men. Er erfüllt für die Nachbarbebauung, 
weil seine äußere Form inkl. Vegetation zu 
den anderen Nachbarn unverändert bleibt, 
seine Funktion als Immissionsschirm, so-
weit er diese Funktionen überhaupt wahr-
nimmt. Die tatsächliche Wallanlage setzt 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
fest. 
 
Nach dem Schallgutachten ist eine Einhau-
sung der Luftwärmetauscher zur Einhaltung 
der Richtwerte auch für ein allgemeines 
Wohngebiet am nächstgelegenen südlichen 
Grundstück Overhagenweg 14 im 1. OG 
nicht erforderlich. Zur Gleichbehandlung al-
ler Menschen sind keine Zusatzschutzein-

Die Grünflächen auf dem 
Wall bleiben mit Ausnahme 
der Lkw-Anlieferung erhal-
ten, der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

Beschlussvorschlag 1.2.7 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Wall bleibt in seiner 
Ausprägung zu den Nach-
bargrundstücken unverän-
dert, der Anregung wird 
aber nicht in dieser Flä-
chennutzungsplanände-
rung gefolgt. 

Beschlussvorschlag 1.2.8 
 

Von einer Einhausung des 
Luftwärmetauschers kann 
abgesehen werden, der 
Anregung wird nicht ge-
folgt. 

Beschlussvorschlag 1.2.9 
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Es wird befürchtet, dass Klimageräte auf 
Lkws zu zusätzlichen Emissionen füh-
ren, die nicht im Schallgutachten berück-
sichtigt sind. Außerdem wird angezwei-
felt, dass die im Schallgutachten ge-
troffenen Annahmen (z. B. Anlieferungs-
zeiten und Nutzungszeiten auf dem 
Parkplatz) nicht eingehalten werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Ausgleich des Grünflächenanteils 
durch zusätzliche Bäume an der Umge-
hungsstraße ist nicht geplant. Damit ist 

richtungen vorzusehen. Es bleibt dem Vor-
habenträger unbenommen freiwillig zusätz-
liche Maßnahmen vorzusehen. 
 
Die aktuelle Planung ohne die ursprünglich 
im Wall geplanten 9 Stellplätze berücksich-
tigt das Schallgutachten. Die Bedenken 
werden aufgrund der Schallgutachtener-
gebnisse nicht geteilt. 
 

Die Aussagen des Schallgutachtens stüt-
zen sich auf die Planung und Annahmen, 
die zur Berechnung getroffen wurden. Der 
Vorhabenträger verpflichtet sich im Durch-
führungsvertrag, der ein obligatorischer Be-
standteil des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“ 
ist, dazu, dass er nicht nur den Vorhaben- 
und Erschließungsplan umsetzt, sondern 
auch die Annahmen des Schallgutachtens 
einhält. Bei Abweichungen muss durch ein 
Schallgutachten oder Stellungnahme eines 
Sachverständigen für Schallschutz belegt 
sein, dass trotz der Änderung alle Richt-
werte zu allen Zeiten an allen maßgebli-
chen Orten eingehalten werden. Der ge-
nannte Bebauungsplan setzt diese Ände-
rungsplanung in allgemein verbindliches 
Baurecht um. 
 
Diese Flächennutzungsplanänderung be-
gründet keinen Eingriff in Natur und Land-
schaft und stellt auch keine Pflanzungen 
dar. Im Rahmen des vorhabenbezogenen 

 

 

 

 

 
 

 
 
Die Annahmen und die 
Vorhabenplanung, die dem 
Schallgutachten zugrunde 
liegen, werden nicht über 
diese Flächennutzungs-
planänderung gesichert. 

Beschlussvorschlag 
1.2.10 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Änderung sichert 
keine Grünbereiche und 
Pflanzgebote, der Anre-
gung wird nicht gefolgt. 
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die Planung nebst zusätzlichem Fahr-
zeugverkehr nicht günstig für das Stadt-
klima. 
 
 
 
Es wird befürchtet, dass die Vergröße-
rung des LIDL-Marktes im Plangebiet zu 
einer Schließung des gegenüberliegen-
den K + K Marktes führt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bitte informieren Sie uns weiterhin über 
den aktuellen Stand der Planungen und 
zeigen Sie uns hierzu eine Zeitachse 
und die Alternativen auf. 

Bebauungsplanes werden Grünflächen ge-
sichert, Pflanzgebote und Versickerungs-
mulden festgesetzt. Die Maßnahmen tra-
gen zur Kleinklimaverbesserung bei. 
 
 
Das aktualisierte Einzelhandelsgutachten 
mit Stand 11.2022 belegt, dass keine nega-
tiven Auswirkungen durch die Erweiterung 
des LIDL-Marktes auf 1.200 m² Verkaufsflä-
che zu erwarten sind. Diese Aussage ist für 
die Bauleitplanung maßgeblich. In den 
freien Wettbewerb ist zur Minderung von 
Preissteigerungen nicht einzugreifen. 
 
 
 
 
Die öffentliche Auslegung wird ortsüblich 
bekanntgemacht. 

Beschlussvorschlag 
1.2.11 

 
 
 

Die Erweiterung des Le-
bensmittelmarktes auf 
1.200 m² Verkaufsfläche 
hat keine negativen städte-
baulichen Auswirkungen. 
Die Schließung des gegen-
überliegenden Marktes 
durch diese Planung ist 
nicht zu prognostizieren. 

Beschlussvorschlag 
1.2.12 

1.3 ST Nr. 1.2 

vom 
11.01.2023 

Es wird angeregt, Festsetzungen zur Er-
reichung der gesetzlichen Klimaschutz-
ziele zu treffen. Neben Festsetzungen 
sind auch vertragliche Vereinbarungen 
eine Möglichkeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Ausführungen beziehen sich auf Fest-
setzungsmöglichkeiten zur Erreichung von 
(Bundes-)Klimaschutzzielen im Bebauungs-
plan sowie vertraglichen Regelungen. 
 
Der Flächennutzungsplan dient der Darstel-
lung der voraussehbaren Bedürfnisse der 
Stadt in den Grundzügen. Kleinteilige Re-
gelungen sind kein Gegenstand der vorbe-
reitenden Bauleitplanung.  
 
Bauleitpläne, wozu auch diese Flächennut-
zungsplanänderung gehört, haben neben 

Der Anregung, Festsetzun-
gen und vertragliche Rege-
lungen zur Sicherung von 
Klimaschutzzielen zu tref-
fen, wird in dieser Flächen-
nutzungsplan-änderung 
nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag 1.3.1 
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dem Klimaschutz und der Klimaanpassung 
auch das Wohl der Allgemeinheit, soziale 
und wirtschaftliche Interessen in Einklang 
zu bringen. Diese Planung berücksichtigt 
alle Rauminteressen.  
 
Der Flächennutzungsplan begründet noch 
keinen Eingriff in Natur und Landschaft und 
setzt auch keine Bäume fest. Die Planung 
in allgemein verbindliches Baurecht setzt 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“ um. In seiner 
Entwurfsfassung sichert der Plan 4 Hainbu-
chen zur Erhaltung, pflanzt 21 Bäume, si-
chert eine Dachsolaranlage und Versicke-
rungsmulden für das anfallende Nieder-
schlagswasser sowie 23 Fahrradabstell-
plätze inkl. 3 Lastenräderabstellplätze. Für 
den Lebensmittelmarkt sind eigentlich nur 
12 Fahrradabstellplätze nachzuweisen. Die 
vornehmlich von Brombeeren überwucherte 
Wallanlage im Süden des Plangebietes 
bleibt weitgehend bestehen. Lediglich für 
die Anlieferung werden zum Markt die Wall-
flanke und der Wallfuß zurückgenommen. 
Stützwände fangen den Wall ab, sodass er 
in der heutigen Ausprägung zu den Nach-
bargrundstücken im Süden und zum Kon-
rad-Adenauer-Ring erhalten bleibt. Die Ve-
getation auf dem Wall bleibt somit überwie-
gend erhalten. 
 
Der Entwurf sieht die Anpflanzung von kli-
matoleranten Bäumen vor. Sie müssen 
schließlich mit den zukünftigen klimatischen 
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Es wird angeregt, eine Energiebilanz 
und eine Bewertung, der durch die Pla-
nung verursachten Treibhausgase zu er-
stellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bedingungen zurechtkommen. Das Nieder-
schlagswasser aus dem Plangebiet versi-
ckert in Mulden im Plangebiet, wodurch das 
Kleinklima sich verbessert. 
 
Der frühzeitig offengelegte Bebauungsplan-
vorentwurf enthielt Festsetzungen nach § 9 
Abs. 1 Nr. 23 BauGB. Es wurde bereits zur 
frühzeitigen Beteiligung vorgeschrieben, 
dass Solaranlagen nur auf Dach- und Fas-
sadenflächen zulässig sind. Der Boden 
bleibt somit von Solaranlagen frei und wird 
nicht von weiteren baulichen Anlagen, die 
Solaranlagen sind, belegt. Außerdem soll-
ten bereits zur frühzeitigen Beteiligung min-
destens 80 % der Dachflächen des Lebens-
mittelmarktes mit Solaranlagen belegt sein. 
 
Energie- und die Bewertung von Treibhaus-
gasemissionen für eine Änderung des Flä-
chennutzungsplanes sind für den Klima-
schutz ungeeignet. Der Flächennutzungs-
plan stellt nur die Grundzüge der Planung 
dar. Die Bilanzen müssten das schlimmste 
anzunehmende Szenario berücksichtigen, 
das mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit gar 
nicht eintrifft. Die Energiebilanz und Treib-
hausgasbewertung können nicht die Fest-
setzungen und ggf. ergänzende vertragli-
che Regelungen auf der Ebene des Flä-
chennutzungsplanes berücksichtigen. 
Diese Planungsebene ist für die Energiebi-
lanzierung und Treibhausgasermittlung 
durch das Bauvorhaben ungeeignet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung, eine Ener-
giebilanz und eine Treib-
hausgasemissions-bewer-
tung für die Planung zu er-
stellen, wird nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag 1.3.2 
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Es wird angeregt, den Verkehrssektor in 
die Energiebilanz einzubeziehen und die 
durch ihn verursachten CO² Emissionen 
zu ermitteln. Anhand der Ergebnisse 
wird die Klimazielerreichung ermittelt 
werden. 

Den Verkehrssektor in die Energiebilanz 
und Treibhausgasemissionsbewertung ein-
zubeziehen, ist in der Flächennutzungspla-
nung wenig zielführend. Abstellbereiche für 
Fahrräder und Lademöglichkeiten sowie 
vertragliche Regelungen bleiben auf dieser 
Planungsebene unberücksichtigt. Allerdings 
hängt die Wahl der Verkehrsart nicht nur 
vom Angebot an Abstellmöglichkeiten im 
Plangebiet ab, sondern vielmehr vom Ver-
kehrsnetz und dem ÖPNV-Angebot am und 
um das Plangebiet. Auf diese Rahmenbe-
dingungen hat diese Planung keinen Ein-
fluss. Die besten Abstell-, Lade-, Ausstiegs-
möglichkeiten werden niemanden zum Um-
stieg auf den Umweltverbund bewegen, 
wenn das Verkehrsnetz nicht attraktiv ge-
nug ist. Das Netz, auf das diese Planung 
keinen Einfluss hat, müsste in der Bilanzie-
rung berücksichtigt werden. 
 
Die Fahrradabstellmöglichkeiten werden 
nur gut genutzt, wenn ein attraktives Rad-
netz ins Plangebiet führt. Je größer das Ab-
stellmöglichkeitenangebot ist, umso besser 
muss das Radwegenetz sein, damit die Ab-
stellmöglichkeiten auch ausgelastet sind. 
Die Anlage eines Fahrradabstellbereiches 
verursacht auch Treibhausgase. Eine sich 
an die Bedürfnisse anpassende Planung ist 
wesentlich zielgerichteter. Pkw-Stellplätze 
können bei Bedarf in Fahrradabstellberei-
che umgebaut werden. Der Bedarf kann 
leicht vom Radfahrerzuspruch abgelesen 
werden. Der Lebensmittelbetreiber freut 

Der Anregung den Ver-
kehrssektor in die Energie-
bilanz und die Treibhaus-
gasemissions-bewertung 
für die Planung zu erstel-
len, wird nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag 1.3.3 
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sich über jeden Kunden. Wenn es zu einer 
anderen Verkehrsartenwahl kommt, wird 
das mit 23 Abstellmöglichkeiten gute Rad-
fahrerangebot zu Lasten von Pkw Stellplät-
zen ausgeweitet werden. 
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Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

2. Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

Vorbemerkung: Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB erfolgte in der Zeit vom 
28.11.2022 bis einschließlich 11.01.2023. Im Rahmen der Beteiligung wurden folgende Hinweise, Anregungen oder Bedenken (s. Anlage 7.1) 
geäußert. 
 

Nr. Stellungnahme Inhalt der Anregung Abwägung Beschlussvorschlag 

2.1 ST Nr. 2.1 

Ericsson Services 
GmbH, E-Mail vom 
23.11.2022 

Es wird angeregt, die Deut-
sche Telekom Technik 
GmbH, Ziegelleite 2-4, 
95448 Bayreuth, richtfunk-
trassenauskunft-dtt-
gmbh@telekom.de am Ver-
fahren zu beteiligen.  

Deutsche Telekom Technik GmbH wurde 
parallel zur Ericsson Service GmbH am Ver-
fahren beteiligt. Beide Versorgungsträger 
werden am weiteren Verfahren beteiligt. 

Der Anregung, die Deutsche 
Telekom Technik GmbH zu be-
teiligen, wurde und wird gefolgt. 

Beschlussvorschlag 2.1 

2.2 ST Nr. 2.2 

EMERGY ist die Füh-
rungs- und Servicege-
sellschaft für die Stadt-
werke Borken/Westf. 
GmbH und die Wirt-
schaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH, 
E-Mail vom 
30.11.2022 

Es wird angeregt, im Bebau-
ungsplan das Niederspan-
nungskabel zu berücksichti-
gen. 
 
 
 
 
 
Es wird mitgeteilt, dass für 
die Löschwasserbereitstel-
lung aus dem öffentlichen 
Trinkwassernetz im norma-
len, ungestörten Netzzustand 
gemäß DVGW-Arbeitsblatt 
W405 über einen Zeitraum 
von 2 Stunden aus der 
Summe der im Umkreis von 

Die Anregung zur Niederspannungseintra-
gung betrifft den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“. 
Sie wird in dieser Flächennutzungsplanände-
rung nicht gefolgt. 
 
 
 
 
Nach Angaben kann der Löschwasserbedarf 
im Brandfall durch das Trinkwassernetz be-
reitgestellt werden. 

Der Anregung das Niederspan-
nungskabel im Bebauungsplan 
einzutragen, wird in dieser Flä-
chennutzungsplanänderung 
nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag 2.2.1 
 
 
Die Mitteilung zur Löschwasser-
entnahme aus dem Trinkwas-
sernetz über einen Zeitraum 
von 2 Stunden von 96 m³/h wird 
zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag 2.2.2 

mailto:richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de
mailto:richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de
mailto:richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de
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300 m befindlichen Hydran-
ten 96 m³/h zur Verfügung 
stehen. 

2.3 ST Nr. 2.3 

Bezirksregierung 
Münster, Dezernat 54, 
Wasserwirtschaft, 
Schreiben vom 
08.12.2022 

Es wird angeregt, dass im 
Bebauungsplan keine Dach-
eindeckungen aus unbe-
schichtetem Metall verwen-
det werden. 

Die Anregung, keine Dacheindeckungen aus 
unbeschichtetem Metall zu verwenden, be-
trifft den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“. Sie wird 
in dieser Flächennutzungsplanänderung 
nicht gefolgt. 

Der Anregung, keine Dachein-
deckungen aus unbeschichte-
tem Metall zu verwenden, wird 
in dieser Flächennutzungs-
planänderung nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag 2.3 

2.4 ST Nr. 2.4 

Evonik Operations 
GmbH, Technology & 
Infrastructure, E-Mail 
vom 13.12.2022 

Es wird mitgeteilt, dass keine 
Fernleitungen durch die 79. 
Änderung des Flächennut-
zungsplanes verlaufen. Der 
Absender möchte gleichwohl 
weiterhin am Verfahren be-
teiligt werden. 

Obwohl keine Fernleitungen betroffen sind, 
wird das Unternehmen auch zukünftig am 
Verfahren beteiligt. 

Das Unternehmen wird am wei-
teren Verfahren beteiligt. 

Beschlussvorschlag 2.4 

2.5 ST Nr. 2.5 

Bezirksregierung Arns-
berg, Abteilung 6 
Bergbau und Energie 
in NRW, Schreiben 
vom 21.12.2022 

Es wird mitgeteilt, dass aus 
bergbehördlicher Sicht keine 
Bedenken bestehen. Es wer-
den folgende Hinweise gege-
ben. 
 
Die Planbereiche liegen über 
einem vormals verliehenen 
bereits erloschenen Berg-
werksfeld sowie über dem 
auf Steinkohle verliehenen 
Bergwerksfeld „Coesfeld“. 
 
Nach Prüfung der hier der-

zeitig vorliegenden Unterla-

gen kann ich Ihnen mitteilen, 

Gegen die Planung bestehen keine Beden-
ken. Die Bergrechte wurden und werden vo-
raussichtlich nicht genutzt, sodass keine 
Auswirkungen auf die Planung zu erwarten 
sind. 

Die Mitteilung, dass kein Berg-
bau stattfand und auch nicht be-
absichtigt ist, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Beschlussvorschlag 2.5 
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dass in den beiden Planbe-

reichen kein umgegangener 

Bergbau dokumentiert ist. Mit 

bergbaulich bedingten Ein-

wirkungen auf die Tages-

oberfläche ist demnach in 

den Planbereichen nicht zu 

rechnen. Ergänzend hierzu 

teile ich Ihnen weiterhin mit, 

dass aus wirtschaftlichen 

und geologischen Gründen 

in den Bergwerksfeldern, die 

im Eigentum des Landes 

Nordrhein-Westfalen stehen, 

auch in absehbarer Zukunft 

nicht mit bergbaulichen Tä-

tigkeiten zu rechnen ist. 

2.6 ST Nr. 2.6 

Abwasserwerk der 
Stadt Coesfeld, 
Schreiben vom 
22.12.2022 

Es wird angeregt, einen 
Überflutungsnachweis ge-
mäß DIN 1986 Teil 30 zu 
führen. 

Für die Differenz der auf der 
befestigten Fläche des 
Grundstückes anfallenden 
Regenwassermenge zwi-
schen dem mindestens 30-
jährigen Regenereignis und 
dem 2-jährigen Berech-
nungsregen muss der Nach-
weis für eine schadlose 
Überflutung des Grundstü-
ckes erbracht werden. Ist ein 
außergewöhnliches Maß an 

Der Überflutungsnachweis nach der DIN 
1986-100 liegt mittlerweile vor. Die anfallen-
den Niederschläge verbleiben im Plangebiet 
und überfluten die Parkplatzanlage, wenn 
die Versickerungsmulden überlaufen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Überflutungsnachweis nach 
der DIN 1986-100 liegt vor, so-
dass der Anregung gefolgt 
wurde. 
 
Beschlussvorschlag 2.6.1 
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Sicherheit erforderlich, ist 
eine Jährlichkeit des Berech-
nungsregens größer als 30 
Jahre zu wählen.  
 
Es wird angeregt, den ge-
planten Notüberlauf so zu 
begrenzen, dass die v. g. zu 
ermittelnden Regenwasser-
mengen unschädlich auf den 
Flächen des privaten Grund-
stückes zurückgehalten wer-
den. 
 
 
Es wird darum gebeten, dass 
das Abwägungsergebnis 
dem Abwasserwerk vor dem 
Satzungsbeschluss zugeht. 

 
 
 
 
 
Bei der Parkplatzgestaltung bzw. den Über-
flutungsbereichen wurde die maximale No-
tüberlaufdurchflussmenge berücksichtigt. 
 
Die maximale Notüberlaufdurchflussmenge 
ist auf das Rückhaltevolumen vom Fachbüro 
abgestimmt, sodass kein Abfluss von Nie-
derschlagswasser auf Nachbargrundstücke 
erfolgen wird. 
 
Das Abwägungsergebnis kann dem Abwas-
serwerk erst nach dem vorläufigen Abwä-
gungsbeschluss und nach dem abschließen-
den Abwägungsbeschluss, der vor dem 
Feststellungsbeschluss erfolgt, übermittelt 
werden. Erst nach dem Ratsbeschluss steht 
das Abwägungsergebnis fest.  

 
 
 
 
 
Auch bei Berücksichtigung des 
Notüberlaufes verbleibt das Nie-
derschlagswasser auf dem 
Grundstück. 

Beschlussvorschlag 2.6.2 

 

2.7 ST Nr. 2.7 

Fachbereich 70 
Vermerk vom 
02.01.2023 

Es wird angeregt, dass die 
im Bebauungsplanentwurf 
zur Erhaltung festgesetzten 4 
Hainbuchen nach den Best-
immungen der RAS-LP 4 
(Richtlinie für die Anlage von 
Straßen, Teil Landschafts-
pflege, Abschnitt 4) in geeig-
neter Weise geschützt wer-
den. 
 
 
 

In der Entwurfsfassung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 129 „LIDL-Dis-
countmarkt“ wird festgesetzt, dass je Baum 
eine Vegetationsfläche von mindestens 8 m² 
vorzusehen ist und die Pflanzgrube mindes-
tens 12 m³ Substrat enthalten muss, wenn 
kein natürlicher Boden mehr ansteht. Von 
den Quadrat- und Kubikmetern kann abgewi-
chen werden, wenn durch andere Maßnah-
men die volle Baumentfaltung gesichert wer-
den kann. Stämme sind bei angrenzenden 
Fahr-/Stellflächen vor Beschädigungen 

Den Anregungen zu Erhaltungs- 
und Pflanzgeboten wird in die-
ser Flächennutzungsplanände-
rung nicht gefolgt. 

Beschlussvorschlag 2.7 
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Es wird bezweifelt, dass die 
Pflanz- und Erhaltungsge-
bote bei den zeichnerisch 
dargestellten Pflanzflächen 
allein in den Grünflächen 
überall erreicht werden kön-
nen. Es ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Größe der 
Pflanzflächen sowie der 
durchwurzelbare Raum ggfls. 
unterhalb der Pflasterung 
durch geeignete Maßnah-
men sicherzustellen sind. 

durch Anfahren zu schützen. Die Entwick-
lungs- und Unterhaltungspflege muss nach 
der DIN 18919 erfolgen. Der Schutz der 
Bäume ist nach der DIN 18920 vorzuneh-
men. 
 
Die RAS-LP 4 (Richtlinie für die Anlage von 
Straßen, Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4) 
ist für Vegetation entlang von Straßen ange-
dacht und eigentlich hier nicht anzuwenden. 
Der Bebauungsplanentwurf nimmt vorbehalt-
lich der Abwägung im Aufstellungsverfahren 
zum Bebauungsplan die Richtlinie gleich-
wohl auf. 
 
Die Festsetzungen sind kein Gegenstand 
dieses Änderungsverfahrens, weswegen 
ihnen hier nicht gefolgt werden kann. 

2.8 ST Nr. 2.8 

Landesbetrieb Stra-
ßenbau Nordrhein-
Westfalen, Regional-
niederlassung Müns-
terland, Schreiben 
vom 09.01.2023 

Es wird angeregt, dass die 
nachfolgend aufgeführten 
textlichen Festsetzungen und 
Planzeichendarstellungen in 
dem Bebauungsplan aufge-
nommen werden:  
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Werbeanlagen  
 
Werbeanlagen sind gem. § 9 
(1) i.V.m. § 9 (6) FStrG im 
20 m-Bereich zur B 474 nicht 
erlaubt. Im 20m - 40m Be-
reich bedürfen sie der Zu-
stimmung des Straßenbau-
lastträgers der Bundes-
straße. Bei evtl. Werbeanla-
gen am Gebäude ist der 
Straßenbaulastträger der B 
474 in jedem Einzelfall zu 
beteiligen. Dies gilt auch für 
freistehende Werbeanlagen 
außerhalb der 20m-Zone.  
 
Es wird angeregt, dass die 
an die Bundesstraße 474 an-
grenzenden Bauvorhaben 
(z.B. Erschließungsanlagen, 
Parkplätze, Ausstellungs- 
und Lagerflächen) aus Grün-
den der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs so 
zu beleuchten und durch 
ausreichend hohe und dichte 
Einfriedigung, Bepflanzung 
zum Schutze der Verkehrs-
teilnehmer abzuschirmen 
sind, dass der übergeordnete 
Verkehr weder geblendet 
noch abgelenkt wird.  
 

 
 
Werbeanlagen sollen nicht im 40 m Bereich 
entlang der Bundesstraße (Konrad-Ade-
nauer-Ring) stehen. Die Regelung soll in den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 129 
„LIDL-Discountmarkt“ aufgenommen wer-
den. Die Standfahne, die im Vorentwurf des 
Bebauungsplanes enthalten war, ist somit 
unzulässig. Die aktualisierte Planung sieht 
die Aufstellung an der Rekener Straße vor. 
Die Festsetzung ist Gegenstand des ande-
ren Aufstellungsverfahrens und kann hier 
nicht gefolgt werden. 
 
 
 
Die Verkehrsteilnehmer auf der Bundes-
straße können durch den Fahrzeugverkehr 
und Leuchtkörpern im Plangebiet abgelenkt 
oder geblendet werden. An den Stellplatzbe-
reichen sind Bäume vorgesehen. In den Ver-
sickerungsmulden können keine Hecken an-
gelegt werden, weil die Funktionsfähigkeit 
der Mulden beeinträchtigt wird und sich das 
Rückhaltevolumen reduziert. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Werbeanlagenfestsetzung 
wird nicht in die Änderung des 
Flächennutzungsplanes aufge-
nommen. 
 
Beschlussvorschlag 2.8.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Flächennutzungsplanän-
derung sichert keine Pflanzun-
gen, sodass die Anregungen für 
weitere Anpflanzungen entlang 
der Bundesstraße in dieser Än-
derung abgelehnt werden. 
 
Beschlussvorschlag 2.8.2 
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Es wird darauf hingewiesen, 
dass eventuelle Ansprüche 
auf aktiven oder passiven 
Lärmschutz gegenüber dem 
Straßenbaulastträger der 
B 474 nicht geltend gemacht 
werden können, da die Auf-
stellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes in 
Kenntnis der Straße durch-
geführt wird.  
 
Es wird darum gebeten, im 
weiteren Verfahrensablauf 
die Stelle erneut zu beteili-
gen. 

Die Planung erfolgt in Kenntnis der Bundes-
straße. Die Nutzungen rücken nicht näher an 
die Bundesstraße heran als dies bereits 
heute der Fall ist. Das Schutzbedürfnis bleibt 
zudem unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stelle wird am weiteren Verfahren betei-
ligt. 
 

2.9 ST Nr. 2.9 

Landwirtschafts-kam-
mer Nordrhein-Westfa-
len, Kreisstelle Coes-
feld, Schreiben vom 
10.01.2023 

Es wird angeregt, dass Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnah-
men landwirtschaftsscho-
nend umgesetzt werden soll-
ten. 
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht 
sind hierbei folgende Krite-
rien zu berücksichtigen: 
 

• Ein Ausgleich ist inner-
halb des Bebauungspla-
nes zu berücksichtigen, 
um dadurch Flächen spa-
ren zu können (z. B. Be-
grünung innerhalb des 
Bebauungsplanes, Dach- 
und Fassadenbegrünung 
u. a.). 

Für den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“ ist ein ex-
terner Ausgleichsbedarf von unter 6.000 
ökologischen Werteinheiten ermittelt worden. 
Der Ausgleich erfolgt über ein Ökokonto. 

Diese Flächennutzungsplanänderung be-
gründet keinen tatsächlichen Eingriff in Natur 
und Landschaft. Ausgleichsmaßnahmen sind 
auf dieser Planungsebene noch nicht erfor-
derlich.  

 

Der Anregung, landwirtschafts-
schonende Ausgleichsmaßnah-
men vorzusehen und das Aus-
gleichserfordernis zu reduzie-
ren, wird in dieser Flächennut-
zungsplanänderung nicht ge-
folgt. 

Beschlussvorschlag 2.9 
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• Durchführung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaß-
nahmen auf wechselnden 
produktionsintegrierten 
Flächen. In diesem Zu-
sammenhang wird auf die 
produktionsintegrierten 
Kompensationsmaß-nah-
men (PiK-Maßnahmen) 
der Stiftung Westfälische 
Kulturlandschaft hinge-
wiesen. 

• Umsetzung von Maßnah-
men in Naturschutzgebie-
ten sowie in und an Ge-
wässern (z. B. Maßnah-
men nach der Wasser-
rahmenrichtlinie) 

 

2.10 ST Nr. 2.10 

Telekom Deutschland 
GmbH, Technik Nie-
derlassung West, E-
Mail vom 11.01.2023 

Es wird mitgeteilt, dass sich 
im Planbereich Telekommu-
nikationslinien der Telekom 
befinden, die aus dem beige-
fügten Lageplan ersichtlich 
sind. Der Bestand und der 
Betrieb der vorhandenen TK-
Linien müssen weiterhin ge-
währleistet bleiben. 

Bei den Leitungen im Plangebiet handelt es 
sich um Hausanschlüsse. Telekommunikati-
onsleitungstrassen liegen nicht im Plange-
biet auf den privaten Grundstücken. Die 
Trassen können somit unverändert verblei-
ben. Der Hausanschluss für den Lebensmit-
telmarkt kann voraussichtlich verbleiben. 

Die Mitteilung, dass Telekom-
munikationsleitungshausan-
schlüsse im Plangebiet liegen, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag 2.10 

2.11 ST Nr. 2.11 Es wird mitgeteilt, dass die 
lärmtechnische Untersu-
chung aus den Belangen des 
Immissionsschutzes eine 

Das frühzeitig vorgelegte Schallimmissions-
gutachten belegt, dass keine Gewerbeschall-
konflikte durch die Lebensmittelmarkterwei-
terung zu erwarten sind. Neben der Siche-
rung der Annahmen im Schallgutachten 

Die Mitteilung, dass die lärm-
technische Untersuchung aus 
den Belangen des Immissions-
schutzes eine planungsrechtli-
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Kreis Coesfeld, 
Schreiben vom 
11.01.2023 
ST 2.11 2.15 

planungsrechtliche Umsetz-
barkeit des Planvorhabens 
erkennen lässt.  
Die genaue Sicherstellung 
des Immissionsschutzes 
wird im durchzuführenden 
Baugenehmigungsverfahren 
zu regeln sein. 
 

durch den Durchführungsvertrag zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Nr. 129 
„LIDL-Discountmarkt“ werden Auflagen im 
Baugenehmigungsverfahren sichergestellt. 

che Umsetzbarkeit des Planvor-
habens erkennen lässt, wird zur 
Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag 2.11 

2.12 Es wird darauf hingewiesen, 
dass zur Niederschlags-
wasserbeseitigung bezüg-
lich der geplanten Mulden-
versickerung die Planung auf 
das erforderliche wasser-
rechtliche Verfahren nach § 
8 Wasserhaushaltsgesetz 
hin weist. 
 

Der § 8 WHG regelt Erlaubnisse und Bewilli-
gungen. Nach § 8 Abs. 1 WHG bedarf die 
Benutzung eines Gewässers der Erlaubnis 
oder der Bewilligung, soweit nicht durch die-
ses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes 
erlassener Vorschriften etwas anderes be-
stimmt ist. 
Der Hinweis betrifft den Notüberlauf der 
letztendlich in ein Gewässer mündet, auch 
wenn er an den öffentlichen Kanal an-
schließt. Die erforderlichen Erlaubnisse und 
Bewilligungen werden eingeholt. 

Der Hinweis auf notwendige Er-
laubnisse und Bewilligungen zur 
Niederschlags-wasserbeseiti-
gung wird zur Kenntnis genom-
men. 

Beschlussvorschlag 2.12 

2.13 Es wird darauf hingewiesen, 
dass zur Ablösung des ermit-
telte Biotopwertdefizits von 
5.918 Biotopwertpunkten 
(berechnet nach der numeri-
schen Bewertung von Bio-
toptypen für die Bauleitpla-
nung in NRW (LANUV NRW 
2008)) im weiteren Verfahren 
geeignete Maßnahmen zur 
Kompensation festzulegen 
sind. 

 

Die Berechnung erfolgte anhand der Fest-
setzungen des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“. 
Im Rahmen seines Aufstellungsverfahrens 
werden externe Ausgleichsmaßnahmen dem 
Eingriff im Bebauungsplan zugeordnet und 
somit im Sinne des Baugesetzbuches abge-
löst. Diese Flächennutzungsplanänderung 
verursacht keinen tatsächlichen Eingriff, 
weswegen hier keine Ausgleichsmaßnah-
men vorgesehen sind. 

Die Ablösung des ökologischen 
Defizites erfolgt nicht in dieser 
Flächennutzungsplanänderung, 
sodass der Anregung nicht ge-
folgt wird. 

Beschlussvorschlag 2.13 
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2.14 Es wird mitgeteilt, dass aus 
brandschutztechnischer 
Sicht gegen die geplante 
Änderung des Flächennut-
zungs- und Bebauungspla-
nes ebenso keine Bedenken 
bestehen. Durch die ge-
plante Maßnahme entstehen 
keine höheren Anforderun-
gen an die Löschwasserver-
sorgung, die Zugänglichkeit 
der Grundstücke und der 
baulichen Anlagen für die 
Feuerwehr sowie an Zufahr-
ten, Durchfahrten, Aufstell- 
und Bewegungsflächen. 

 

Es entsteht durch die Lebensmittelmarkter-
weiterung keine höheren Anforderungen an 
die Löschwasserversorgung, Die Zugäng-
lichkeit der Grundstücke und der baulichen 
Anlagen für die Feuerwehr sowie an Zufahr-
ten, Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungs-
flächen bleiben bestehen. 

 

Die Mitteilung der Brandschutz-
dienststelle wird zur Kenntnis 
genommen. 

Beschlussvorschlag 2.14 

2.15 Es wird angeregt, effektive 
Schallschutzmaßnahmen, 
wie sie im Schallgutachten 
vorgesehen sind, zu sichern. 

 

Die Einhaltung der Annahmen im Schallgut-
achten ist notwendig, damit die Schalleinwir-
kungen, wie in der Prognose ermittelt, auch 
zutreffen. Die Stelle weist deswegen auf die 
Einhaltung der Annahmen hin. Zur Einhal-
tung der Annahmen verpflichtet sich der Vor-
habenträger im Durchführungsvertrag zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 129 
„LIDL-Discountmarkt“. Der Flächennutzungs-
plan sichert kein allgemein verbindliches 
Baurecht, sodass von einer Sicherung hier 
abgesehen werden kann. 

Die Anregung des Gesundheits-
amtes zur Einhaltung der An-
nahmen im Schallgutachten 
wird im Flächennutzungsplan 
nicht gefolgt. 

Beschlussvorschlag 2.15 

 

Von den folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB Stellungnah-
men abgegeben, die keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken zur Aufstellung des Bebauungsplanes enthalten (s. Anlage 7.2): 

• Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen, Schreiben vom 02.01.2023 
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• Vodafone GmbH, E-Mail vom 24.11.2022 

• PLEdoc GmbH, Schreiben vom 28.11.2022 

• 1&1 Versatel Deutschland GmbH, Schreiben vom 30.11.2022 

• Amprion GmbH, E-Mail vom 01.12.2022 

• Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, Abfallwirtschaft/Bodenschutz, Schreiben vom 01.12.2022 

• Stadt Dülmen, Schreiben vom 02.12.2022 

• Bezirksregierung Münster, Dezernat 33, Flurbereinigungsbehörde, Schreiben vom 05.12.2022 

• Thyssengas GmbH, Schreiben vom 07.12.2022 

• Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, Regionalforstamt Münsterland, Schreiben vom 05.01.2023 

• Handwerkskammer Münster, Schreiben vom 09.01.2023 

• Deutsche Telekom Technik GmbH, E-Mail vom 13.01.2023 
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3. Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Vorbemerkung: Die Beteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB fand im Zeitraum vom 08.05.2023 bis einschließlich 06.06.2023 statt.  

In diesem Rahmen wurden folgende Hinweise, Anregungen oder Bedenken (s. Anlage 8) geäußert. 

Die von den Bürger:innen vorgebrachten Anregungen sind im Folgenden zusammengefasst. 

Nr. Stellung-
nahme 

Inhalt der Anregung Abwägung Beschlussvorschlag 

3.1 ST Nr. 3.1 

vom 
05.06.2023 

Es wird eine Einhausung für die Hybrid-
Wärmetauscher als notwendig erachtet, 
weil sie als störend empfunden werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nur 
nach aktueller EU-Richtlinie zugelas-
sene Kältemittel bei den Hybrid-Wärme-
tauschern eingesetzt werden sollen. 
 
Es wird angeregt, dass die östliche Seite 
der neuen Wallflanke schallschluckend 
ausgeführt werden sollte, weil die Klima-
geräte auf den LKWs und ihre Motoren 
permanent laufen und Schallemissionen 
verursachen. 

Nach dem Schallgutachten ist eine Einhau-
sung der Luftwärmetauscher zur Einhaltung 
der Richtwerte auch für ein allgemeines 
Wohngebiet am nächstgelegenen südlichen 
Grundstück Overhagenweg 14 im 1. OG 
nicht erforderlich. Zur Gleichbehandlung al-
ler Menschen sind keine Zusatzschutzein-
richtungen vorzusehen. Es bleibt dem Vor-
habenträger unbenommen freiwillig zusätz-

liche Maßnahmen vorzusehen. Die Siche-

rung dieser Maßnahme ist keine Aufgabe 
des Flächennutzungsplanes, der die 
Grundzüge der Stadtentwicklung steuert. 
 
Einschlägige Gesetze und Regelungen sind 
stets einzuhalten. 
 
 
 
Das Schallgutachten sieht kein Erfordernis 
für eine schallschluckende Wallflanke bzw. 
Stützwand im unteren Wallbereich. Etwaige 
Maßnahmen werden ggf. im nachgelager-

Der Anregung, Einhausung 
für die Hybrid-Wärmetau-
scher vorzusehen, wird in 
dieser Flächennutzungs-
planänderung nicht gefolgt.  
Beschlussvorschlag 3.1.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Beschluss ist nicht er-
forderlich. 
 
 
 
Der Anregung, eine schall-
schluckende Wallflanke 
vorzusehen, wird in dieser 
Flächennutzungsplanände-
rung nicht gefolgt.  
Beschlussvorschlag 3.1.2 



Stadt Coesfeld 
Abwägung 79. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Seite 29 von 38 

 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach 
dem Vergleich vor dem Landgericht 
Wallerhöhungen zu überprüfen und ggf. 
instand zu setzen sind. 
 
Es wird angeregt, dass der Schalldruck-
pegel bei Inbetriebnahme messtech-
nisch in regelmäßigen Abständen jähr-
lich nachzuweisen ist.  
 
 
 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass außer-
halb der Öffnungszeiten 22-6 Uhr bzw. 
sonn- und feiertags Ladetätigkeiten 
durchgeführt wurden. Der Absender ist 
der Auffassung, dass dabei die Lärm-
schutzwerte nicht eingehalten wurden. 
 
 
 
Es wird angeregt Maßnahmen zu ergrei-
fen, um sicherzustellen, dass in be-
stimmten Zeiträumen bestimmte Tätig-
keiten unterbleiben. 

ten Bebauungsplan gesichert. Die Siche-
rung ist keine Aufgabe des Flächennut-
zungsplanes. 
 
Vergleiche vor dem Landgericht sind kein 
Gegenstand dieses Verfahrens. 
 
 
 
Die Aufsichtsbehörden gehen Hinweise auf 
Verstöße nach. Eine Schallimmissionsüber-
prüfung wird unabhängig von diesem Bau-
leitverfahren aufgrund von Verdachtsfällen 
vorgenommen. Die Überprüfungsdichte 
richtet sich an den Ergebnissen der Schall-
messungen. Sie wird von der zuständigen 
Behörde beim Kreis Coesfeld eigenverant-
wortlich bestimmt. 
 
Das Schallgutachten berücksichtigt die Öff-
nungszeiten des Marktes von Mo bis Sa 
von 7:00 bis 21:00 Uhr und die Betriebszei-
ten von 6:00 bis 22:00 Uhr. 
Unabhängig von der Bauleitplanung hat der 
jeweilige Betreiber die einschlägigen Richt-
werte an den maßgeblichen Immissionsor-
ten einzuhalten. 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur 
Einhaltung der Annahmen im Schallgutach-
ten, wozu indirekt auch die Öffnungs- und 
Betriebszeiten gehören. Ob er Tätigkeiten 
zu bestimmten Zeiten durch eine Schran-

 
 
 
 
Ein Beschluss ist nicht er-
forderlich. 
 
 
 
Ein Beschluss ist nicht er-
forderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Beschluss ist nicht er-
forderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung, Maßnah-
men zur Einhaltung von La-
detätigkeiten dem Vorha-
benträger vorzuschreiben, 
wird in dieser Flächennut-
zungsplanänderung nicht 
gefolgt.  
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kenanlage, durch Hinweisschilder oder an-
dere Maßnahmen unterbindet bleibt ihm 
überlassen. 

Beschlussvorschlag 3.1.3 
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4. Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Vorbemerkung: Die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB erfolgte in der Zeit vom 08.05.2023 bis 
einschließlich 06.06.2023. Im Rahmen der Beteiligung wurden folgende Hinweise, Anregungen oder Bedenken (s. Anlage 9.1) geäußert. 
 

Nr. Stellungnahme Inhalt der Anregung Abwägung Beschlussvorschlag 

4.1 ST Nr. 4.1 

Bezirksregierung 
Münster, Dezernat 54, 
Wasserwirtschaft, 
Schreiben vom 
10.05.2023 

Es wird auf die Stellungnahme vom 
08.12.2022 hingewiesen 
 
 
In der Stellungnahme vom 
08.12.2022 wird angeregt, dass im 
Bebauungsplan keine Dacheinde-
ckungen aus unbeschichtetem Me-
tall verwendet werden. 

Die Anregung, keine Dacheinde-
ckungen aus unbeschichtetem 
Metall zu verwenden, betrifft den 
vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 129 „LIDL-Dis-
countmarkt“. Sie wird in dieser 
Flächennutzungsplanänderung 
nicht gefolgt. 

Der Anregung, keine Dacheindeckun-
gen aus unbeschichtetem Metall zu 
verwenden, wird in dieser Flächennut-
zungsplanänderung nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag 4.1 

4.2 ST Nr. 4.2 

EMERGY ist die Füh-
rungs- und Servicege-
sellschaft für die Stadt-
werke Borken/Westf. 
GmbH und die Wirt-
schaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH, 
E-Mail vom 
23.05.2023 

Es wird auf die Stellungnahme vom 
30.11.2022 hingewiesen. 
 
In der Stellungnahme vom 
30.11.2022 wird angeregt, im Be-
bauungsplan das Niederspan-
nungskabel zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
In der Stellungnahme vom 
30.11.2022 wird mitgeteilt, dass für 
die Löschwasserbereitstellung aus 
dem öffentlichen Trinkwassernetz 
im normalen, ungestörten Netzzu-
stand gemäß DVGW-Arbeitsblatt 
W405 über einen Zeitraum von 2 

 
 
 
Die Anregung zur Niederspan-
nungseintragung betrifft den vor-
habenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 129 „LIDL-Discount-
markt“. Sie wird in dieser Flä-
chennutzungsplanänderung nicht 
gefolgt. 
 
Nach Angaben kann der Lösch-
wasserbedarf im Brandfall durch 
das Trinkwassernetz bereitge-
stellt werden. 
 
 
 

 
 
 
Der Anregung, das Niederspannungs-
kabel im Bebauungsplan einzutragen, 
wird in dieser Flächennutzungsplanän-
derung nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag 4.2.1 
 
 
Die Mitteilung zur Löschwasserent-
nahme aus dem Trinkwassernetz über 
einen Zeitraum von 2 Stunden von 96 
m³/h wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussvorschlag 4.2.2 
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Stunden aus der Summe der im 
Umkreis von 300 m befindlichen 
Hydranten 96 m³/h zur Verfügung 
stehen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass 
entlang der Grundstücksgrenze zu 
den Flurstücken 542 und 543 Lei-
tungen (Gas, Wasser und Nieder-
spannung) zur Versorgung der Be-
standsgebäude liegen. 
 
 
 
Es wird angeregt, die Bestandslei-
tungen im Bebauungsplan zu be-
rücksichtigen und ein GFL-Recht 
zu Gunsten der Stadtwerk Coesfeld 
vorzusehen. 

 
 
 
 
 
Die genannten Flurstücke liegen 
außerhalb des Plangebietes. Die 
Leitungen auf den genannten 
Flurstücken dienen der Versor-
gung der Bestandsgebäude. Lei-
tungen im Plangebiet dienen 
ebenfalls der Versorgung der Be-
standsgebäude. 
 
Die Leitungen liegen im Plange-
biet auf dem Flurstück 541, das 
im MI-Bereich außerhalb des Än-
derungsbereiches liegt. Falls es 
zu einer Grundstücksteilung und 
daraufhin zu einer Eigentumstei-
lung kommt, sind die Leitungs-
rechte in dem betreffenden 
Grundstücksabschnitt einzutra-
gen. Die Darstellung von Tras-
sen erfolgt im Flächennutzungs-
plan für übergeordnete Haupt-
trassen. Leitungsrechte setzt der 
Flächennutzungsplan nicht fest. 
Im Aufstellungsverfahren des 
vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 129 „LIDL-Dis-
countmarkt“ ist die Festsetzung 
eines Leitungsrechts zu prüfen. 
 

 
 
 
 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung ein Leitungsrecht zu 
Gunsten der Stadtwerk Coesfeld im 
Bebauungsplan festzusetzen, wird in 
dieser Flächennutzungsplanänderung 
nicht gefolgt. 
Beschlussvorschlag 4.2.3 
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4.3 ST Nr. 4.3 

Landesbetrieb Stra-
ßenbau Nordrhein-
Westfalen, Regional-
niederlassung Müns-
terland, Schreiben 
vom 24.05.2023 

Es wird mitgeteilt, dass keine Be-
denken gegen dieses Planverfah-
ren bestehen, weil die in der Stel-
lungnahme vom 09.01.2023 vorge-
brachten Anregungen alle berück-
sichtigt wurden. 
 

Aufgrund des Schreibens vom 
09.01.2023 wurde die geplante  
Werbeanlage verlegt. Die Rege-
lung wurde im Entwurf des vor-
habenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 129 „LIDL-Discount-
markt“ aufgenommen. Die Pla-
nung sieht nun die Aufstellung 
der Standfahne an der Rekener 
Straße vor. 
 
Pflanzungen steuert die Flächen-
nutzungsplanänderung nicht. 
 
Die Anregungen wurden durch 
den Bebauungsplan gefolgt. Än-
derungen im Flächennutzungs-
plan sind nicht erforderlich. 
 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 

4.4 ST Nr. 4.4 

Fachbereich 70, Ver-
merk vom 24.05.2023 

Es wird mitgeteilt, dass aus Sicht 
der Abfallbeseitigung keine Beden-
ken bestehen.  
 
Es wird mitgeteilt, dass aus Sicht 
des BBH keine Bedenken beste-
hen.  
 
Es wird angeregt, versickerungsfä-
higes Pflaster für die Parkplatzflä-
chen festzusetzen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Flächennutzungsplan kann 
grundsätzlich alle Darstellungen 
treffen, die auch ein Bebauungs-
plan festsetzen darf. Allerdings 
ist eine entsprechende Darstel-
lung auf der vorbereitenden Bau-
leitplanungsebene hier wenig 
zielführend. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
Der Anregung wasserdurchlässiges 
Pflaster festzusetzen, wird in dieser 
Flächennutzungsplanänderung nicht 
gefolgt. 
Beschlussvorschlag 4.4.1 
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Es wird mitgeteilt, dass eine Solari-
nstallationsfestsetzung begrüßt 
wird. 
 
 
Es wird angeregt, die Überschriften 
zu den Handlungsfeldern ungekürzt 
in die Begründung aufzunehmen. 
 
 
 
Es wird angeregt die Maßnahme 
3.3 Klimaziele in der Bauleitpla-
nung zu ergänzen. 

Die Mitteilung bezieht sich auf 
den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 129 „LIDL-Dis-
countmarkt. 
 
Die Überschriften der Tabellen 
mit den Handlungsfeldern sind 
ungekürzt in die Begründung ein-
zutragen. 
 
 
Das Handlungsfeld 3.3 „Klima-
ziele in der Bauleitplanung“ des 
Integriertes Klimaschutz- und 
Klimaanpassungskonzept Coes-
feld, zielt darauf ab ein Leitbild 
für die Bauleitplanung der Stadt 
Coesfeld zu entwickeln. Durch 
politischen Beschluss soll dieses 
als Grundlage verwendet wer-
den, um langfristig klimarele-
vante Maßnahmen verstärkt in 
der Bauleitplanung zu berück-
sichtigen.  
Die Erstellung des Leitbildes ist 
ein übergeordnetes Thema der 
Bauleitplanung, welches in der 
79. Flächennutzungsplanände-
rung nicht berücksichtig werden 
kann.  
Die Verwaltung erarbeitet derzeit 
das Leitbild für die Bauleitpla-
nung, ein fertiges Leitbild liegt 
zum Zeitpunkt des Feststellungs-

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
Der Anregung wird durch nachrichtli-
che Ergänzung der Benennung des 
Klimakonzeptes und der Handlungsfel-
der in der Begründung gefolgt. 
Beschlussvorschlag 4.4.2 
 
Der Anregung das Handlungsfeld 3.3 
„Klimaziele in der Bauleitplanung“ des 
Integrierten Klimaschutz- und Klimaan-
passungskonzepts Coesfeld zu ergän-
zen wird nicht gefolgt.  
Beschlussvorschlag 4.4.3 
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beschlusses nicht vor. Gleich-
wohl wird das Thema Klima-
schutz in der Begründung der. 
79. FNP-Änderung berücksich-
tigt.  
 
 

4.5 ST Nr. 4.5 

Ericsson Services 
GmbH/ Deutschen Te-
lekom Technik GmbH, 
E-Mail vom 
01.06.2023 

Es werden keine Bedenken gegen 
die Planung vorgetragen. 
 
Es wird mitgeteilt, dass die Stel-
lungnahme auch für das Netz der 
Deutschen Telekom erfolgt. 

Richtfunkstrecken der Deutschen 
Telekom Technik GmbH und der 
Ericsson Service GmbH sind 
nicht betroffen. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

4.6 ST Nr. 4.6 

Kreis Coesfeld, 
Schreiben vom 
05.06.2023 
ST 4.6 - 4.10 

Der Immissionsschutz des Krei-
ses Coesfeld teilt mit, dass auf-
grund des vorliegenden Schallgut-
achtens keine Bedenken erhoben 
werden. Die genaue Sicherstellung 
des Immissionsschutzes wird im 
durchzuführenden Baugenehmi-
gungsverfahren zu regeln sein.  

Das Schallimmissionsgutachten 
belegt, dass keine Gewerbe-
schallkonflikte durch die Lebens-
mittelmarkterweiterung zu erwar-
ten sind. Neben der Sicherung 
der Annahmen im Schallgutach-
ten durch den Durchführungsver-
trag zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 129 „LIDL-
Discountmarkt“ werden diese 
durch Auflagen im Baugenehmi-
gungsverfahren sichergestellt. 

Die Mitteilung, dass die lärmtechni-
sche Untersuchung aus den Belangen 
des Immissionsschutzes eine pla-
nungsrechtliche Umsetzbarkeit des 
Planvorhabens erkennen lässt, wird 
zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag 4.6 

4.7 Der Aufgabenbereich Nieder-
schlagswasserbeseitigung weist 
darauf hin, dass die Einleitung/Ver-
sickerung von Niederschlagswas-
ser über Versickerungsanlagen ge-
mäß § 8 Wasserhaushaltsgesetz 
erlaubnispflichtig ist. Entspre-
chende Antragsunterlagen sind 
dem Kreis Coesfeld beizubringen. 

Der § 8 WHG regelt Erlaubnisse 
und Bewilligungen. Nach § 8 
Abs. 1 WHG bedarf die Benut-
zung eines Gewässers der Er-
laubnis oder der Bewilligung, so-
weit nicht durch dieses Gesetz o-
der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassener Vorschriften etwas 
anderes bestimmt ist. 

Der Hinweis auf notwendige Erlaub-
nisse und Bewilligungen zur Nieder-
schlagswasserbeseitigung wird zur 
Kenntnis genommen. 
Beschlussvorschlag 4.7 
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 Der Hinweis betrifft den Notüber-
lauf der letztendlich in ein Ge-
wässer mündet, auch wenn er an 
den öffentlichen Kanal an-
schließt. Die erforderlichen Er-
laubnisse und Bewilligungen 
werden eingeholt. 

4.8 Die Untere Naturschutzbehörde 
erklärt, dass der Ablösung des 
Kompensationsdefizit von 5.566 
über das Ökokonto der Wirtschafts-
betriebe des Kreises Coesfeld zu-
gestimmt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird mitgeteilt, dass dem Kreis 
Coesfeld die Ausgleichsmaßnah-
men nach Satzungsbeschluss ab-
schließend mitzuteilen sind.  

Die Berechnung erfolgte anhand 
der Festsetzungen des vorha-
benbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 129 „LIDL-Discount-
markt“. Im Rahmen seines Auf-
stellungsverfahrens werden ex-
terne Ausgleichsmaßnahmen 
dem Eingriff im Bebauungsplan 
zugeordnet und somit im Sinne 
des Baugesetzbuches abgelöst. 
Diese Flächennutzungsplanän-
derung verursacht keinen tat-
sächlichen Eingriff, weswegen 
hier keine Ausgleichsmaßnah-
men vorgesehen sind. 
 
Die Flächennutzungsplanung be-
gründet keinen Eingriff in Natur 
und Landschaft und muss des-
wegen auch kein ökologisches 
Defizit ablösen. Die Mitteilung 
bezieht sich auf den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 129 „LIDL-Discountmarkt“. 

Der Anregung zur Ablösung des ökolo-
gischen Defizites wird in dieser Flä-
chennutzungsplanänderung nicht ge-
folgt. 
Beschlussvorschlag 4.8.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zur Mitteilung zur Ablö-
sung des ökologischen Defizites nach 
dem Satzungsbeschluss wird in dieser 
Flächennutzungsplanänderung nicht 
gefolgt. 
Beschlussvorschlag 4.8.2 

4.9 Das Gesundheitsamt teilt mit, 
dass keine Einwände erhoben wer-
den, wenn die Maßnahmen zur 

Die Einhaltung der Annahmen im 
Schallgutachten ist notwendig, 
damit die Schalleinwirkungen, 
wie in der Prognose ermittelt, 

Die Anregung des Gesundheitsamtes 
zur Einhaltung der Annahmen im 
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Verringerung der Geräuschemissio-
nen, der verbindlichen Errichtung 
eines Lärmschutzwalls sowie der 
Sicherstellung der Verwendung lei-
ser Anlagentechnik umgesetzt wer-
den. 
 

auch zutreffen. Die Stelle weist 
deswegen auf die Einhaltung der 
Annahmen hin. Zur Einhaltung 
der Annahmen sind erst im Rah-
men des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 129 „LIDL-
Discountmarkt“ Regelungen zu 
treffen. 

Schallgutachten wird in dieser Flä-
chennutzungsplanänderung nicht ge-
folgt. 
Beschlussvorschlag 4.9 

 

4.10 Es wird mitgeteilt, dass aus brand-
schutztechnischer Sicht keine 
Bedenken gegen die Aufstellung 
des Bebauungsplanes bestehen. 

Es bestehen keine Bedenken ge-
gen diese Planung. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

4.11 ST Nr. 4.7 

Deutsche Telekom 
Technik GmbH, E-Mail 
vom 23.06.2023 

Die Telekom Deutschland GmbH 
teilt mit, dass die Telekomleitungen 
im Bestand der Bestandsbebauung 
dienen. Es wird darum gebeten, 
konkrete Maßnahmen so auf die 
vorhandenen Telekommunikations-
linien abzustimmen, dass eine Ver-
änderung oder Verlegung der Tele-
kommunikationslinien vermieden 
werden kann. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf 
zu achten, dass Beschädigungen 
der vorhandenen Telekommunikati-
onslinien vermieden werden. Es ist 
erforderlich, dass sich die Bauaus-
führenden vor Beginn der Arbeiten 
über die Lage der zum Zeitpunkt 
der Bauausführung vorhandenen 
Telekommunikationslinien der Tele-

Es sind Bestandsleitungen auf 
dem Grundstück betroffen. Im 
Rahmen der Bauarbeiten wird 
der Neuanschluss mit der Deut-
schen Telekom Technik GmbH 
abgestimmt.  
 
 
 
Die Abstimmung erfolgt im Rah-
men der Bauausführungen. Dar-
stellungen und / oder Hinweise 
sind in dieser Flächennutzungs-
planänderung nicht erforderlich. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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kom informieren. Die Kabelschutz-
anweisung der Telekom ist zu be-
achten. 
Weitere Kabelauskünfte erhalten 
Sie unter der E-Mail-Adresse Plan-
auskunft.West1@telekom.de 
oder im Internet unter https://tras-
senauskunftkabel.telekom.de 
Vielen Dank! 

 

Von den folgenden Behörden und Trägern öffentlicher Belange wurden im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB Stellungnahmen abgege-
ben, die keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken zur Aufstellung des Bebauungsplanes enthalten (s. Anlage 9.2): 

• Amprion GmbH, E-Mail vom 09.05.2023 

• PLEdoc GmbH, Schreiben vom 10.05.2023 

• Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen, Schreiben vom 11.05.2023 

• Evonik Operations GmbH, Technology & Infrastructure, E-Mail vom 17.05.2023 

• 1&1 Versatel Deutschland GmbH, Schreiben vom 17.05.2023 

• LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster, Schreiben vom 17.05.2023 

• Vodafone GmbH, E-Mail vom 19.05.2023 

• Handwerkskammer Münster, Schreiben vom 23.05.2023 

• Vodafone West GmbH, E-Mail vom 25.05.2023 

• Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Coesfeld/Recklinghausen, E-Mail vom 05.06.2023 

• Stadt Coesfeld, Stabsstelle Wirtschaftsförderung und Stadtmarketing, Citymanagement und Innenstadtkoordination, E-Mail vom 
05.06.2023 
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